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Schweizer K�se

Die Schweiz sieht sich als freies Land freier
B�rger. Den Persçnlichkeitsschutz h�lt sie f�r
ein hohes Gut – er steht bei uns schon viel
l�nger im Gesetz als anderswo. Die Schweiz
hat aber auch eine Neigung zum Spitzeltum.
Wer den Film „Die Schweizermacher“ gese-
hen hat, welcher die Ausspionierung einer
Einb�rgerungskandidatin zum Gegenstand
hat, weiß, was ich damit meine. Und es gab
seit diesem Film, der – was die wenigsten
wissen – nicht die Wirklichkeit persiflierte,
sondern sie nur unvollst�ndig abbildete, noch

einige Anl�sse mehr, sich �ber den
Widerspruch zwischen Freiheits-
dogma und Schn�ffelwirklichkeit
Gedanken zu machen: Die soge-
nannte „Fichenaff�re“ aus der Zeit
um 1989 deckte die unbegrenzte
Sammelwut von Staatssch�tzern
auf – nur war keine 20 Jahre sp�ter
trotz gesetzlicher Einschr�nkungen
das Ph�nomen schon wieder da und
hieß ISIS-Datenbank. Immerhin er-
leichterte der Hinweis auf das nun

vorhandene Gesetz, dass der �berwachungs-
staat die Grenz�berschreitung nicht mehr in
Abrede stellte und umgehend f�r Remedur
zu sorgen beschloss.

Im strafrechtlichen Bereich war die �ber-
wachung namentlich der Telekommunikation
lange ein schwieriges Gesch�ft, lag doch die
Zust�ndigkeit daf�r bei den Kantonen, die ih-
re eigenen Strafprozessordnungen hatten.
Dem hatte das „Bundesgesetz betreffend die
�berwachung des Post- und Fernmeldever-
kehrs (B�PF)“ vom 6. 10. 2000 ein Ende ge-
macht. Nun wurde auch noch zum 1. 1. 2011
das Strafprozessrecht bundesweit vereinheit-
licht, damit die Zust�ndigkeit f�r die Anord-
nung von �berwachungsmaßnahmen und das
Erfordernis richterlicher Bewilligung durch
das „Zwangsmaßnahmegericht“. Das eidge-
nçssische Justizdepartment (= BJM) sieht
jetzt offenbar den Zeitpunkt f�r g�nstig an,
durch bloße Verordnungs�nderung eine prak-
tisch schrankenlose Echtzeit-�berwachung
einf�hren zu wollen.

Die offizielle Medienmitteilung findet sal-
bungsvolle Worte: Es gehe darum, den Ka-
talog der �berwachungsmaßnahmen klarer
und transparenter zu formulieren und f�r al-
le Beteiligten die nçtige Bestimmtheit und
Rechtssicherheit zu schaffen. Eigentlich ge-
he es nur um eine Anpassung an den Stand
der Technik.

In der Tat: Man kann technisch heute in Echt-
zeit den gesamten Internet-Verkehr einer Per-
son �berwachen, man kann alle Kommunika-

tionsdaten erfassen, speichern und auswerten,
und wer den Computer online und das Mobil-
telefon nicht nur als Kamera ben�tzt, l�sst
sich unbemerkt beobachten.

Die Frage ist nur: Wer zieht die Grenzen?
Und unter welchen Voraussetzungen werden
�berwachungsmaßnahmen angeordnet? Vor
allem aber stellt sich im demokratischen
Rechtsstaat die Hauptfrage: Auf welcher Nor-
menstufe darf Echtzeit�berwachung �ber-
haupt vorgesehen werden? Die Antwort ist

einfach: Wenn nicht gerade in der Verfas-
sung, dann doch zumindest im Gesetz. Genau
davon will das von einer Nichtjuristin (!) ge-
f�hrte Justizdepartement absehen: Statt das
B�PF zu �ndern, soll nur die zugehçrige Ver-
ordnung ge�ndert werden, und außerdem soll
gem�ß Art. 25 Abs. 5 bei �berwachungsmaß-
nahmen, die nicht explizit in dieser Verord-
nung aufgef�hrt sind, der Internet-Anbieter
der zust�ndigen Dienststelle die Schnittstel-
len zur Verf�gung stellen, von denen aus der
Fernmeldeverkehr in Echtzeit �bertragen
werden kann. Das heißt ausgedeutscht: Was
in Zukunft technisch mçglich wird, muss
nicht einmal mehr in der Verordnung „expli-
zit aufgef�hrt“ werden, sondern kann vom
�berwachungsdienst durchgesetzt werden.
Mehr noch: Auch das, was �berwacht werden
soll, wird ausgeweitet – ging es fr�her um
Gespr�che, E-Mails und Einw�hldaten, soll
es neu um s�mtliche Daten und in Echtzeit
gehen. Die sogenannten „Nutzinformatio-
nen“ umschreibt das im Anhang zur Verord-
nung enthaltene Glossar wie folgt: „Der An-
teil des zu �berwachenden Fernmeldever-
kehrs, welcher die zwischen den Benutzen-
den bzw. zwischen deren Endger�ten aus-
getauschten Informationen (z. B. Laute, Tele-
fax, E-Mails und Daten) enth�lt“. Das ist
schlicht alles, und wer alles bekommen kann,
wird auch alles bekommen wollen. Es ist des-
halb zu hoffen, dass der bisher eher zçgerli-
che Widerstand gegen diese handstreichartige
Schaffung des totalen �berwachungsstaates
noch w�chst. Die Erfahrung zeigt, dass man
mit der Bereitstellung einer Norm sogleich
den Markt ihrer Anwendung schafft. Das Ar-
gument der Kriminalit�tsbek�mpfung – sei es
der Terrorismus, sei es die Kinderpornogra-
fie, sei es sonst eine der handels�blichen Ge-
fahren der Moderne – darf nicht dazu f�hren,
dass rechtsstaatliche Grundprinzipien zuneh-
mend ausgehçhlt werden. Wir sind auf dem
besten Weg dazu, das Fernmeldegeheimnis
und den Persçnlichkeitsschutz unserem K�se
anzupassen: Voller Lçcher. Die soll wenigs-
tens das Parlament beschließen.
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